
 

Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0844/2017/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Zentrale Dienste Datum: 11.05.2017 

Bearbeiter: Alexandra Kaland AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Gemeindevertretung Moorrege 28.06.2017 öffentlich 

 

Nachwahlen in gemeindliche Ausschüsse; hier: Ausscheiden eines 
Gemeindevertreters 
 
Sachverhalt: 
Der Gemeindevertreter Helmuth Kruse; Bündnis 90/Die Grünen, ist verstorben. Herr 
Kruse war in folgenden Ausschüssen vertreten: 
 
Stimmberechtigtes Mitglied im Schul- und Kulturausschuss Moorrege 
 
Vorsitzender des Schul- und Kulturausschusses 
 
Stimmberechtigtes Mitglied im Sozialausschuss 
 
Stimmberechtigtes Mitglied im Amtsausschuss 
 
Stv. Mitglied in der Schulverbandsversammlung 
 
Aufgrund der Nachwahlen möchte die Fraktion Bündnis90/Die Grünen außerdem 
eine Umbesetzung im Ausschuss für Jugendpflege und Sport vornehmen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Frau Barbara Stegert ist auf der Liste der Grünen die nächste Bewerberin und rückt 
somit für Herrn Kruse in die Gemeindevertretung Moorrege nach. Sie hat das Mandat 
als Gemeindevertreterin angenommen. Frau Stegert war bisher noch in keinem 
Gremium vertreten..  
 
 
 
Fördermittel durch Dritte: ./. 
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Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung Moorrege beschließt für die Nachfolge von Herrn Kruse fol-
gende Nachwahlen laut Vorschlag der Fraktion Bündnis90/Die Grünen: 
 
Stimmberechtigtes Mitglied im Schul- und Kulturausschuss:  Barbara Stegert 
 
Vorsitz im Schul- und Kulturausschuss:     Barbara Stegert 
 
Sozialausschuss:        Barbara Stegert 
 
Stimmberechtigtes Mitglied im Amtsausschuss    Viola Weiß 
 
Stv. Mitglied in der Schulverbandsversammlung   Viola Weiß  
   
Stimmberechtigtes Mitglied im Ausschuss für Jugendpflege  
und Sport (für Viola Weiß)       Jörg Schneider 
 
stv. Vorsitz im Ausschuss für Jugendpflege und Sport                     ____________ 
(für Viola Weiß) 
  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Weinberg 
Bürgermeister 
 
 
Anlagen: 
Vorschlag Bündnis 90/die Grünen 
Schreiben B. Stegert  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0845/2017/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Zentrale Dienste Datum: 15.05.2017 

Bearbeiter: Alexandra Kaland AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Gemeindevertretung Moorrege 28.06.2017 öffentlich 

 

Nachwahlen in gemeindliche Ausschüsse; hier: Rücktritt eines 
Gemeindevertreters der SPD Faktion 
 
Sachverhalt: 
Der Gemeindevertreter Michael Adam, SPD, hat am 8. März 2017 mit sofortiger Wir-
kung sein Mandat niedergelegt. Herr Adam war Mitglied in folgenden Ausschüssen: 
 

- stimmberechtigtes Mitglied im Finanzausschuss 
 

- Vorsitzender im Finanzausschuss 
 

- Stimmberechtigtes Mitglied im Bauausschuss 
 

- Stv. Vorsitzender im Bauausschuss 
 

- Stimmberechtigtes Mitglied im Ausschuss zur Prüfung der Jahresrechnung 
 

- Vorsitzender des Ausschusses zur Prüfung der Jahresrechnung 
 
Zu diesen Ausschüssen müssen Nachwahlen erfolgen. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Herr Jürgen Tacke ist auf der Liste der SPD der nächste Bewerber und rückt somit 
für Herrn Adam in die Gemeindevertretung Moorrege nach. Er hat das Mandat als 
Gemeindevertreter angenommen. Herr Tacke war bisher noch in keinem Gremium 
vertreten. 
 
 
 
  
Fördermittel durch Dritte: ./. 
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Beschlussvorschlag: 
Die Gemeindevertretung beschließt folgende Nachwahlen für die Nachfolge von Mi-
chael Adam lt. Vorschlag der SPD Fraktion: 
 

-  stimmberechtigtes Mitglied im Finanzausschuss      Dirk Behnisch 
 

- Vorsitzender im Finanzausschuss        Dirk Behnisch 
 

- Stimmberechtigtes Mitglied im Bauausschuss                Thorsten Dührkop 
 

- Stv. Vorsitzender im Bauausschuss        Thorsten Dührkop 
 

- Stimmberechtigtes Mitglied im Ausschuss zur  
      Prüfung der Jahresrechnung         Dirk Behnisch 
 
- Vorsitzender Ausschuss zur Prüfung der 

Jahresrechnung           Dirk Behnisch 
 

- Mitglied in die Schulverbandsversammlung, für 
das ehemalige Mitglied Thorsten Dührkop       Regina Wulff 

 
 
 
 
 
 
__________________ 
(Weinberg) 
Bürgermeister 
 
 
Anlagen: 
Rücktrittschreiben 
Vorschlag der SPD Fraktion  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0856/2017/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Finanzen Datum: 22.05.2017 

Bearbeiter: Jens Neumann AZ: 3/904-450 

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 21.06.2017 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 28.06.2017 öffentlich 

 

Genehmigung von Haushaltsüberschreitungen 
 
Sachverhalt: 
Die zu genehmigenden Haushaltsüberschreitungen belaufen sich gemäß Anlage mit 
Stand vom 06.06.2017 im Verwaltungshaushalt auf 40.481,71 €. Im Vermögens-
haushalt liegen keine Überschreitungen vor. 
 
 
 
Finanzierung: 
Die Deckung der Haushaltsüberschreitungen ist gewährleistet durch Minderausga-
ben bzw. Mehreinnahmen bei anderen Haushaltsstellen sowie die Deckungsreserve.     
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
- entfällt - 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt, / Die Gemeindevertretung beschließt, die Haus-
haltsüberschreitungen im Verwaltungshaushalt mit 40.481,71 € zu genehmigen. Im 
Vermögenshaushalt liegen keine Überschreitungen vor.      
 
 
 
 
__________________ 
Weinberg 
 
Anlagen: 
Übersicht der Haushaltsüberschreitungen (Stand: 06.06.2017)   

TOP Ö  8TOP Ö  8



 
 
 



EUR EUR EUR EUR EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

Stand: 06.06.2017 Verwaltungshaushalt

28100.713000 Schulverbandsumlage 167.700,00 171.350,84 3.650,84 0,00 3.650,84 gestiegener Anteil der Schulkinder aus Moorrege

46020.510000 Unterhaltungskosten 

Kinderspielplätze

1.500,00 9.570,41 8.070,41 0,00 8.070,41 Austausch des Fallschutzsandes diverser 

Spielplätze

63000.650000 Geschäftsausgaben 

Straßen und Wege

8.500,00 16.990,23 8.490,23 0,00 8.490,23 Niederschlagswasserabgabe 2011 - 2016

70000.510000 Unterhaltungskosten 

Abwasserbeseitigung

45.000,00 61.864,03 16.864,03 0,00 16.864,03 Reparatur Schmutzwasserleitung im Vossmoor 

sowie diverse Spülarbeiten im Leitungsnetz

77100.650000 Geschäftsausgaben Bauhof 1.000,00 4.406,20 3.406,20 0,00 3.406,20 LKW-Führerschein Bauhofmitarbeiter, 

Motorsägenlehrgänge

Summe 223.700,00 264.181,71 40.481,71 0,00 40.481,71

40.481,71

0,00noch zu genehmigen im Vermögenshaushalt  =

Soll nach dem 

Haushaltsplan 

Anordnungs-

soll
Mehrbetrag

davon bereits 

genehmigt

noch zu genehmigen im Verwaltungshaushalt  =

Haushaltsüberschreitungen der Gemeinde Moorrege

Bezeichnung der HaushaltsstelleHaushaltsstelle Begründung

noch zu 

genehmigen

 Im Vermögenshaushalt liegen keine Haushaltsüberschreitungen vor.
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0857/2017/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Finanzen Datum: 22.05.2017 

Bearbeiter: Jens Neumann AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 21.06.2017 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 28.06.2017 öffentlich 

 

Prüfung der Jahresrechnung 2016 und Feststellung des Ergebnisses für 
die Gemeinde Moorrege 
 
Sachverhalt: 
Siehe Niederschrift über die Prüfung der Jahresrechnung 2016 vom 17.05.2017. 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
- gemäß Anlage - 
 
 
 
Finanzierung: 
- entfällt -  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
- entfällt - 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt / Die Gemeindevertretung stellt die Jahresrechnung, 
die im Verwaltungshaushalt mit Einnahmen und Ausgaben in Höhe von je 
6.086.698,25 € und im Vermögenshaushalt mit Einnahmen und Ausgaben in Höhe 
von je 862.735,02 € abschließt, fest.   
 
 
 
 
__________________ 
Weinberg 
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Anlagen: 
Niederschrift über die Prüfung der Jahresrechnung 2016 
Feststellung des Ergebnisses der Haushaltsrechnung 
  
 
 
 



Gemeinde  6 Moorrege

Seite     1

HH.-Jahr : 2016

Datum : 29.05.17

Uhrzeit : 08:51:15

:Feststellung und Aufgliederung des Ergebnisses der Haushaltsrechnung

Etwaiger Unterschied bereinigter Solleinnahmen
./. bereinigter Sollausgaben

    762.735,02

    100.000,00

    400.772,79

          0,00

      1.228,65

EUR

Solleinnahmen (= Anordnungssoll)

+ neugebildete Haushaltseinnahmereste
- Abgang Haushaltseinnahmereste vom Vorjahr

Summe bereinigter Solleinnahmen

Sollausgaben (= Anordnungssoll)

+ neu gebildete Haushaltsausgabereste
- Abgang Haushaltsausgabereste vom Vorjahr

Summe bereinigter Sollausgaben

Fehlbetrag

  6.086.698,25

  6.549.889,13

Einnahmen

Ausgaben

Unterschied

- Abgang Kasseneinnahmereste vom Vorjahr           0,00          0,00

    529.584,88

- Abgang Kassenausgabereste vom Vorjahr

    334.378,79
      1.228,65

          0,00          0,00

  6.849.433,27

          0,00

    100.000,00
          0,00

  6.020.304,25

     66.394,00
          0,00
          0,00

GesamthaushaltVermögenshaushaltVerwaltungshaushalt

EUREUR

Darin enthalten Überschuss nach §39 Abs.3
Satz 2 GemHV: Vmh     233.277,61 EUR

543

BezeichnungLfd.

Nr.

21

1

2
3
4

5

6

7
8
9

10

11           0,00

  6.949.433,27

  6.949.433,27

    862.735,02  6.086.698,25

    862.735,02  6.086.698,25

          0,00          0,00

*** Ende der Liste "Feststellung und Aufgliederung des Ergebnisses der Haushaltsrechnung" ***

Moorrege, 29.05.2017
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Prüfung der Jahresrechung 2016 durch den Rechnungsprüfungs-

ausschuss der Gemeinde Moorrege
am 17.05.2017

Lfd. Haushaltsstelle Datum Bemerkungen

Nr. der
Anweisung

1 00000.400010 (53)
-Aufwandsent-
schädigung-

14.07.2016 Als Empfänger des Sitzungsgeldes ist die Firma des 
Gemeindevertreters angegeben. Die Anweisung der 
Aufwandsentschädigung muss an die Privatperson erfolgen.
Antwort:
Für die Auszahlung des Sitzungsgeldes wurde irrtümlich 
der im System hinterlegt Firmenname des 
Gemeindevertreters ausgewählt. Zukünftig ist als Adressat 
des Sitzungsgeldes die Privatperson zu verwenden. 

2 00000.400010 (123)
-Aufwandsent-
schädigung-

28.12.2016 Der noch verfügbare Betrag auf dem letzen Beleg 123 (4.344,88 
€) stimmt nicht mit dem Jahresabschluss (2.943,88 €) überein, 
so dass sich eine Differenz von 1.401 € ergibt.
Antwort:
Die satzungsgemäß festgelegte Aufwandsentschädigung für 
den Bürgermeister und die Entgelte der gemeindlichen 
Beschäftigten werden über die VAK abgerechnet und 
ausgezahlt. Die jeweiligen monatlichen Beträge werden 
anschließend per Schnittstellendatei den jeweiligen 
gemeindlichen Haushaltsstellen zugeordnet. Hierfür wird 
eine Sammelbuchung mit einem gemeinsamen Beleg 
erzeugt. Die letzte Sammelbuchung für den Monat 
Dezember 2016 beinhaltet einen Betrag von 1.401 € zur 
Haushaltsstelle "Aufwandsentschädigung" und der Beleg-
Nr. 124. Unter Berücksichtigung dieser Buchung ist der in 
der Jahresrechnung ausgewiesene Betrag korrekt.

3 00000.660000 (3)
-Verfügungsmittel-

16.11.2016 Für welchen Ausschuss war die Rechnung der Bewirtung am 
15.11.2016 (25,50 €)?
Antwort:
Am 15.11.2016 hat um 19 Uhr eine Sitzung des Ausschusses 
für Jugendpflege und Sport sowie um 20 Uhr eine Sitzung 
des Ausschusses für Schule und Kultur stattgefunden. Die 
Auslagen für Getränke (25,50 €) wurden aus Verfügungs-
mitteln beglichen.



4 02000.650000 (41)
-Geschäftsausgaben-

23.12.2016 1.) Der noch verfügbare Betrag auf dem letzten Beleg 41 stimmt 
nicht mit dem Jahresabschluss überein. Der Beleg 41 weist eine 
Überschreitung von -682,00 € als "verfügbar" aus. In der 
Jahresrechnung ist lediglich eine Überschreitung von -617,28 € 
vorhanden, so dass sich eine Differenz von 64,72 € ergibt.  

2.) Die Rechnung ist außerdem an den Schulverband gerichtet 
und nicht für die Gemeinde Moorrege bestimmt.

Antwort 1:
Am Jahresanfang wurde unter Beleg 1 für Telefongebühren 
eine pauschale Annahmeanordnung über 400 € gefertigt. 
Nach Vorlage der monatlichen Abrechnungen betrugen die  
tatsächlichen Telefongebühren des Jahres für den 
betreffenden Anschluss 335,28 €. Am Jahresende wurde 
zum Beleg 1 eine Abgangsanordnung über 64,72 € 
gefertigt. Dieser letzte Beleg (Nr. 42) ist als Änderung zu 
Beleg 1 abgelegt und daher nicht in chronologischer 
Reihenfolge verfügbar. Unter Berücksichtigung des Belegs 
42 ist der in der Jahresrechnung ausgewiesene Betrag 
korrekt.  

Antwort 2:
Die Rechnung über 452,88 € war an die 
Gemeinschaftsschule des Schulverbandes gerichtet und 
wurde irrtümlich aus dem Haushalt der Gemeinde 
Moorrege beglichen. Im Jahr 2017 wurde der Betrag von 
452,88 € durch den Schulverband an die Gemeinde 
erstattet. 





 

Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0850/2017/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Soziales und Kultur Datum: 17.05.2017 

Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 07.06.2017 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 21.06.2017 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 28.06.2017 öffentlich 

 

Jahresrechnung  2016 ev. Kita St. Michael Moorrege 
 
Sachverhalt: 
 
Der Kirchenkreis Pinneberg hat die Jahresrechnung 2016 (Anlage 1) für den evange-
lischen Kindergarten St. Michael vorgelegt. Die Ergebnisrechnung nach Doppik weist 
ein Defizit in Höhe von 4.890,76 Euro aus.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Geringe Einnahmen sind beim Kostenausgleich (-3.398,00 Euro) zu  verzeichnen, 
der Abschlag für die Landesmittel ist höher ausgefallen als geplant. Mehrausgaben 
bei den Personalkosten sind durch die längere Öffnungszeit ab August 2016 ent-
standen. Alle weiteren Einnahmen und Ausgaben entsprechen im Wesentlichen der 
Planung.  
 
Die gemeindliche Prüfung der Jahresrechnung erfolgt Ende Mai.  
 
 
 
Finanzierung: 
  
Das Defizit wird mit der nächsten Rate 2017 an das Kita-Werk erstattet. Die Finanzie-
rung erfolgt aus der Rücklage. 
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Betriebskostenzuschuss des Kreises:  1.690,00Euro, Personalkostenförderung des 
Landes: 38.000 Euro (Abschlag). 
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Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss nimmt die Jahresrechnung zur Kenntnis. Der Finanzausschuss 
empfiehlt/die Gemeindevertretung beschließt, die Jahresrechnung 2016 der ev. Kita 
St. Michael Moorrege anzuerkennen. Das Defizit wird mit der dritten Rate des Zu-
schusses 2017 erstattet.   
 
 
 
 
 
 
__________________ 
   (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen:  
 
Jahresrechnung 2016 ev. Kita St. Michael Moorrege 
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0851/2017/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Soziales und Kultur Datum: 17.05.2017 

Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 07.06.2017 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 21.06.2017 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 28.06.2017 öffentlich 

 

Jahresrechnung 2016 DRK-Waldkindergarten Waldzauber 
 
Sachverhalt: 
 
Der DRK-Kreisverband Pinneberg  hat die Jahresrechnung 2016 für den DRK-
Waldkindergarten Moorrege (Anlage 1) vorgelegt. Gesamteinnahmen in Höhe von 
97.473,66 Euro stehen Gesamtausgaben in Höhe von 95.898,80 Euro gegenüber, so 
dass sich ein Überschuss in Höhe von 1.574,86 Euro ergibt.  
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Einnahmen und Ausgaben entsprechen im Wesentlichen der Planung für das 
Jahr 2016.  Die Prüfung der Jahresrechnung durch die Rechnungsprüfer ist am 
16.05.2017 erfolgt. Es ergaben sich keine Beanstandungen 
 
 
 
Finanzierung: 
 
Der Überschuss in Höhe von 1.574,86 Euro wird mit der dritte Rate des Zuschusses 
2017 verrechnet. 
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Personalkostenzuschuss des Landes: 11.000 Euro (Abschlag) , Betriebskostenzu-
schuss des Kreises: 236,00 Euro. 
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Beschlussvorschlag: 
  
Der Sozialausschuss empfiehlt/der Finanzausschuss empfiehlt/die Gemeindevertre-
tung beschließt die Jahresrechnung 2016 des DRK Waldkindergartens Waldzauber 
anzuerkennen. Der Überschuss in Höhe von 1.574,86  wird mit der dritten Rate des 
Zuschusses 2017 verrechnet.  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
   (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen: 
 
Jahresrechnung 2016 DRK-Waldkindergarten Waldzauber  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0852/2017/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Soziales und Kultur Datum: 17.05.2017 

Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 07.06.2017 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 21.06.2017 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 28.06.2017 öffentlich 

 

Jahresrechnung 2016 DRK-Kinderhaus Moorrege 
 
Sachverhalt: 
 
Der DRK-Kreisverband Pinneberg  hat die Jahresrechnung 2016 für das DRK-
Kinderhaus Moorrege (Anlage 1) vorgelegt. Gesamteinnahmen in Höhe von 
600.461,07  Euro stehen Gesamtausgaben in Höhe von 624.145,54 Euro gegenüber, 
so dass sich ein Defizit in Höhe von 23.684,47 Euro ergibt.  
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Die Prüfung der Jahresrechnung durch die Prüfer der Gemeinde Moorrege ist am 
16.05.2017 erfolgt. Es ergaben sich keine Beanstandungen.  
 
Das Defizit ergibt sich aus den nicht geflossenen Mitteln der Kreises Pinneberg so-
wie höheren Personalausgaben auf Grund der Verlängerung der Öffnungszeiten der 
Krippengruppe und der Einrichtung eines weiteren  Spätdienstes.  Höhere Einnah-
men sind bei den Elternbeiträgen durch die Verlängerung der Öffnungszeiten und 
eine Kostenerstattung zu verzeichnen. Alle weiteren Einnahmen und Ausgaben ent-
sprechen im Wesentlichen den Ansätzen. 
 
Über den Haushalt der Gemeinde wurden anteilige Betriebskosten für Abwasser, 
Wasser, Gebäudeversicherung, Heizung, Müll- und Kehrgebühren in Höhe von 
8.279,02  Euro, sowie 5.931,87 Euro für die Gebäudeunterhaltung gezahlt.  
 
Der zu buchende Mietwert betrug 56.784,68 Euro.  
 
 
 
Finanzierung: 
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 Das Defizit  in Höhe von 23.684,47  Euro wird mit der 3. Rate für das Jahr 2017 an 
den DRK-Kreisverband überwiesen. Die Finanzierung erfolgt durch eine Entnahme 
aus der Rücklage.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 
Personalkostenzuschuss des Landes U 3: 32.000 Euro (Abschlag), Ü3: 40.000 Euro 
(Abschlag), Betriebskostenzuschuss des Kreises: 2.558,00 Euro, Integrationskosten-
zuschuss: 21.689,65 Euro. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss empfiehlt/der Finanzausschuss empfiehlt/die Gemeindevertre-
tung beschließt die Jahresrechnung 2016, die mit einem Defizit in Höhe von 
23.684,47  Euro abschließt,  anzuerkennen. 
 
 
 
 
 
 
__________________ 
   (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen: 
 
Jahresrechnung 2016 DRK-Kinderhaus Moorrege  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0846/2017/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Soziales und Kultur Datum: 16.05.2017 

Bearbeiter: Gudrun Jabs AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Sozialausschuss der Gemeinde Moorrege 07.06.2017 öffentlich 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 21.06.2017 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 28.06.2017 öffentlich 

 

Änderung der Ermäßigung von Teilnahmebeiträgen durch den Kreis 
Pinneberg, hier: Aufhebung der gemeindlichen Sozialstaffel 
 
Sachverhalt: 
 
Zum 01.08.2006 ist eine Kürzung der Sozialstaffel des Kreises Pinneberg in Kraft 
getreten. Um die Verschlechterung der Eltern durch den Kreis aufzufangen, hat die 
Gemeindevertretung der Gemeinde Moorrege damals beschlossen, eine gemeindli-
che Sozialstaffel einzurichten. Im Haushalt der Gemeinde standen dafür jährlich 
2.000 Euro zur Verfügung. 
 
Mit Schreiben vom 12.05.2017 (siehe Anlage) hat die Kreisverwaltung Pinneberg 
über den am 10.05.2017 gefassten Beschluss des Kreistages unterrichtet. Demnach 
werden die Eltern ab dem 01.08.2017 wie folgt besser gestellt:  
 

- Geschwisterermäßigung für das zweite Kind 50 % (bisher 30%),  
- ab dem 3. Kind, das eine Einrichtung besucht,  wird kein Elternbeitrag gezahlt. 
- Sozialstaffelberechnung des Kreises 60 % des Einkommensüberhanges (bis-

her 80 %) 
 
Beispiel: Familien mit zwei Kindern in einer Elementargruppe (5 Stunden), bisheriger 
Elternbeitrag: 313,00 Euro.  Elternbeitrag ab 01.08.2017: 279,00 Euro 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
 
Durch die Änderung der Ermäßigung von Teilnahmebeiträgen des Kreises zum 
01.08.2017 werden die Eltern besser gestellt. Die gemeindliche Sozialstaffel kann 
somit zum 01.08.2017 kompensiert werden.    
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Finanzierung: 
 
Im Haushalt der Gemeinde standen bisher jährlich 2.000 Euro für Sozialstaffelleis-
tungen  zur Verfügung. Dieser Betrag wird nicht mehr benötigt.   
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
 

- Keine - 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Sozialausschuss empfiehlt, der Finanzausschuss empfiehlt, die Gemeindevertre-
tung beschließt auf Grund der Änderung der Sozialstaffelregelung des Kreises Pin-
neberg die gemeindliche Sozialstaffel zum 01.08.2017 aufzuheben.    
 
 
 
__________________ 
  (Weinberg) 
 
 
 
Anlagen: 
 
Schreiben des Kreises Pinneberg  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0854/2017/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Finanzen Datum: 18.05.2017 

Bearbeiter: Horst Tronnier AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 21.06.2017 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 28.06.2017 öffentlich 

 

Erlass einer Satzung für Sondervermögen der Gemeinde für die 
Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr 
 
Sachverhalt: 
Mit der Ergänzung des Brandschutzgesetzes (BrSchG) um die § 2 a und 2 b wurden 
für Kameradschaftskassen der Gemeindefeuerwehren und Ortsfeuerwehren gesetz-
liche Regelungen geschaffen. Danach können die Gemeinden durch Satzung Son-
dervermögen für die Kameradschaftspflege bilden. Bereits bestehende Kamerad-
schaftskassen werden als Sondervermögen weitergeführt. 
 
Das Gesetz verpflichtet den Wehrvorstand, für jedes Sondervermögen einen Ein-
nahme- und Ausgabeplan aufzustellen, der alle im Haushaltsjahr für die Erfüllung der 
Aufgaben des Sondervermögens voraussichtlich eingehenden Einnahmen und zu 
leistenden Ausgaben enthält. Darüber hinaus ist eine Sonderkasse einzurichten und 
eine Sonderrechnung zu führen.  
 
Der Einnahme- und Ausgabeplan ist von der Mitgliederversammlung zu beschließen 
und tritt nach Zustimmung der Gemeindevertretung in Kraft. Lehnt die Gemeindever-
tretung die Zustimmung zur Einnahme- und Ausgabeplanung der Wehr ab, ist diese 
gegenüber dem Wehrvorstand zu begründen. 
 
Die Einnahme- und Ausgaberechnung ist innerhalb von 3 Monaten nach Abschluss 
des Haushaltsjahres vom Wehrvorstand aufzustellen. Nach Beschlussfassung über 
die Einnahme- und Ausgaberechnung durch die Mitgliederversammlung ist diese der 
Gemeindevertretung vorzulegen. 
 
Gemäß § 2 a BrSchG ist Näheres über den Inhalt und die Ausführung des Einnah-
me- und Ausgabeplans, über die Führung und Beaufsichtigung der Sonderkasse und 
über die Führung der Sonderrechnung durch Satzung zu regeln.  
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In § 2 b BrSchG sind Zuwendungen an die Feuerwehr geregelt. Dabei obliegen die 
Einwerbung und die Entgegennahme des Angebots einer Zuwendung ausschließlich 
der Wehrführung und der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister. Wertgrenzen 
über die Annahme von Zuwendungen an die Kameradschaftskasse sind in der Sat-
zung zu regeln.  
 
 
 
Stellungnahme der Verwaltung: 
Nach dem Brandschutzgesetz sind die Gemeinden verpflichtet, Inhalt und Ausfüh-
rung des Einnahme- und Ausgabeplans, Führung und Beaufsichtigung der Sonder-
kasse und die Führung der Sonderrechnung satzungsrechtlich zu regeln. Dieser Sit-
zungsvorlage liegt der Entwurf einer Satzung für Sondervermögen der Gemeinde für 
die Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr bei, die der Mustersatzung des 
Innenministeriums des Landes Schleswig-Holstein entspricht. Abweichungen von der 
Mustersatzung wären dem Innenministerium zur Zustimmung vorzulegen. Verwal-
tungsseitig wird daher geraten, die Satzung entsprechend der Mustersatzung zu be-
schließen.  
 
Die Mustersatzung sieht Wertgrenzen für Zuwendungen an die Kameradschaftskas-
sen (§ 3), bei der Deckungsfähigkeit und über- und außerplanmäßigen Ausgaben (§ 
7) und für die Kassenführung (§ 9) vor, die individuell festzulegen sind. Seitens der 
Wehrführung sind hierzu keine Wünsche geäußert worden, so dass hierzu verwal-
tungsseitig Vorschläge eingearbeitet worden sind. 
 
 
 
Finanzierung: 
Bei der Kameradschaftskasse der Feuerwehr handelt es sich um Sondervermögen 
der Gemeinde. Das Sondervermögen wird zukünftig in entsprechenden Übersichten 
im Haushaltsplan der Gemeinde aufzuführen sein.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
entfällt 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt der Gemeindevertretung, die Satzung für Sonder-
vermögen der Gemeinde für die Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr 
gemäß vorliegendem Entwurf zu beschließen.  
 
Die Gemeindevertretung beschließt die Satzung für Sondervermögen der Gemeinde 
für die Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr gemäß vorliegendem Ent-
wurf. 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
__________________ 
Karl-Heinz Weinberg 
     Bürgermeister 
 
 
 
Anlagen: 
Entwurf einer Satzung für Sondervermögen der Gemeinde für die Kameradschafts-
pflege der Freiwilligen Feuerwehr 
  
 
 
 





Satzung für Sondervermögen der Gemeinde Moorrege 
 

für die Kameradschaftspflege der Freiwilligen Feuerwehr Moorrege 
 
Aufgrund des § 2 a des Gesetzes über den Brandschutz und die Hilfeleistungen der 
Feuerwehren (Brandschutzgesetz – BrSchG) in Verbindung mit § 4 der 
Gemeindeordnung (GO) für Schleswig-Holstein, beide in der jeweils gültigen 
Fassung, wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 28. Juni 2017 folgende 
Satzung der Gemeinde für das Sondervermögen für die Kameradschaftspflege der 
Freiwilligen Feuerwehr Moorrege erlassen: 
 
 

§ 1 Kameradschaftskasse 
 
In der Freiwilligen Feuerwehr besteht zur Pflege der Kameradschaft eine 
Kameradschaftskasse, die von der Kassenführung entsprechend der Beschlüsse der 
Mitgliederversammlung im Rahmen der Einnahme- und Ausgabeplanung geführt 
wird.  
 
 

§ 2 Grundsätze der Finanzmittelbeschaffung 
 
Die Einnahmen der Kameradschaftskasse bestehen aus Zuwendungen der 
Gemeinde sowie Spenden, Schenkungen oder ähnlichen Zuwendungen (§ 2 b des 
Brandschutzgesetzes), im Übrigen aus Einnahmen aus der Durchführung von 
Veranstaltungen der Freiwilligen Feuerwehr sowie sonstigen Einnahmen und 
Beiträgen der fördernden Mitglieder.  
 
 

§ 3 Zuwendungen an die Kameradschaftskasse 
 
Über die Annahme einer Zuwendung an die Kameradschaftskasse entscheidet bis zu 
einer Wertgrenze in Höhe von 1.500,-- EUR der Wehrvorstand. Dieser kann die 
Entscheidung bis zu einem von ihm zu bestimmenden Betrag auf die Wehrführung 
übertragen. Im Übrigen richtet sich das Verfahren nach § 2 b des 
Brandschutzgesetzes in Verbindung mit der Hauptsatzung.  
 
 

§ 4 Einnahme- und Ausgabeplan 
 
(1) Der Einnahme- und Ausgabeplan enthält den voraussichtlichen Bestand der 
Rücklage zu Beginn und zum Ende des Haushaltsjahres sowie alle im Haushaltsjahr 
zur Erfüllung der Aufgabe der Kameradschaftskasse voraussichtlichen Einnahmen 
und Ausgaben entsprechend des Musters eines Einnahme- und Ausgabeplans für 
das Sondervermögen Kameradschaftskasse. 
 
(2) Für die Abteilungen können Teilpläne aufgestellt werden. Der Absatz 1 gilt für 
die Teilpläne entsprechend. Die Teilpläne sind in einer Gesamtplanung der 
Freiwilligen Feuerwehr zusammenzufassen.  
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(3) Der vom Wehrvorstand aufgestellte Einnahme- und Ausgabeplan wird von der 
Mitgliederversammlung beschlossen; er tritt nach Zustimmung der 
Gemeindevertretung in Kraft. Eine Ablehnung ist gegenüber dem Wehrvorstand zu 
begründen. 
 

§ 5 Nachtragsplan 
 
Der Einnahme- und Ausgabeplan kann nur bis zum Ablauf des Haushaltsjahres 
durch Nachtragsplan geändert werden. Für den Nachtragsplan gelten die 
Vorschriften für den Einnahme- und Ausgabeplan entsprechend. 
 
 

§ 6 Verpflichtungsermächtigungen, vorläufige Haushaltsführung 
 
(1) Verpflichtungen zur Leistung von Ausgaben aus laufenden Verträgen in 
künftigen Jahren dürfen im Ausnahmefall eingegangen werden. Verpflichtungen zur 
Leistung für Ausgaben für Vermögensgegenstände in künftigen Jahren dürfen nicht 
eingegangen werden. 
 
(2) Ist die Einnahme- und Ausgabeplanung bei Beginn des Haushaltsjahres noch 
nicht in Kraft getreten, so dürfen Ausgaben geleistet werden, für die eine rechtliche 
Verpflichtung nach Absatz 1 besteht oder die für die Durchführung von 
wiederkehrenden Veranstaltungen unaufschiebbar sind. Bei Ausgaben nach Satz 1 
dürfen die Ansätze der Einnahme- und Ausgabeplanung des Vorjahres nicht 
überschritten werden.  
 
 

§ 7 Deckungsfähigkeit, überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben 
 
(1) Ausgaben können im Rahmen der Einnahme- und Ausgabeplanung für 
gegenseitig oder einseitig deckungsfähig erklärt werden.  
 
(2) Mehreinnahmen bis zur Wertgrenze nach § 3 können für Mehrausgaben 
verwendet werden, wenn ein sachlicher Zusammenhang besteht.  
 
(3) Zweckgebundene Mehreinnahmen dürfen für entsprechende Mehrausgaben 
verwendet werden; § 3 bleibt unberührt.  
 
(4) Mehrausgaben entsprechend Absatz 2 und 3 sind keine überplanmäßigen 
Ausgaben. 
 
(5) Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben sind nur zulässig, wenn sie 
unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist.  
 
(6) Erhebliche über- und außerplanmäßige Ausgaben dürfen nur geleistet 
werden, wenn die Gemeindevertretung zugestimmt hat.  
 
(7) Über die Leistung von unerheblichen über- und außerplanmäßigen Ausgaben 
bestimmt die Wehrführung. Der Höchstbetrag für unerhebliche über- und 
außerplanmäßige Ausgaben beträgt 1.000,-- EUR. 
 
 
 



 
§ 8 Erwerb und Veräußerung von Vermögen 

 
(1) Durch die Kameradschaftskasse sollen Vermögensgegenstände grundsätzlich 
nur zur Kameradschaftspflege oder solche, die für das Durchführen von 
Feuerwehrveranstaltungen erforderlich sind, erworben werden.  
 
(2) Die Vermögensgegenstände sind pfleglich und wirtschaftlich zu verwalten und 
ordnungsgemäß nachzuweisen. Bei Geldanlagen ist auf ausreichende Sicherheit zu 
achten; sie sollen einen angemessenen Ertrag bringen. 
 
(3) Die Vermögensgegenstände sind, soweit für deren Anschaffung und 
Herstellung Ausgaben in Höhe von mindestens 500,-- EUR je 
Vermögensgegenstand entstanden sind, in einem Bestandsverzeichnis 
nachzuweisen. 
 
(4) Vermögensgegenstände, die zur Erfüllung der Aufgaben auf absehbare Zeit 
nicht gebraucht werden, dürfen veräußert werden. Für die Überlassung der Nutzung 
eines Vermögensgegenstandes gilt dies entsprechend.  
 
 

§ 9 Kassenführung 
 
(1) Die Freiwillige Feuerwehr führt die Kameradschaftskasse eigenständig und 
eigenverantwortlich. Das Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
(2) Über die Verwendung der im Einnahme- und Ausgabeplan veranschlagten 
Ausgaben bis zu einer Höhe von 2.500,-- EUR entscheidet die Wehrführung; im 
Übrigen ist der Wehrvorstand ermächtigt, über die Verwendung der Mittel im 
Rahmen des Einnahme- und Ausgabeplans zu entscheiden. 
 
(3) Die Kassenverwaltung hat die Kameradschaftskasse zu verwalten und 
sämtliche Einnahmen und Ausgaben nach der Ordnung des Einnahme- und 
Ausgabeplans zu verbuchen. Zahlungen darf sie nur aufgrund von Entscheidungen 
nach Absatz 2 und Vorlage von schriftlichen Belegen annehmen und leisten. Unbare 
Zahlungsvorgänge sind von der Kassenverwaltung über ein gemeindliches Girokonto 
der Freiwilligen Feuerwehr abzuwickeln. 
 
(4) Die Kassenverwaltung führt fristgerecht Aufzeichnungen, in denen, zeitlich 
gegliedert, sämtliche Ausgaben und Einnahmen der Kameradschaftskasse sowie 
deren Art bzw. Zweck, die Höhe und der aktuelle Kassenstand kumulativ erfasst 
sind. Sämtliche Einnahmen und Ausgaben bzw. Zu- oder Abgänge der 
Kameradschaftskasse sind durch Rechnungen, Quittungen oder ähnliche Nachweise 
zu belegen.  
 
(5) Die Kassenverwaltung führt das Bestandsverzeichnis nach § 8 Absatz 3 
dieser Satzung des Sondervermögens für die Kameradschaftspflege. 
 
 
 
 
 
 



§ 10 Einnahme- und Ausgaberechnung 
 
(1) Die Einnahme- und Ausgaberechnung (Gesamtrechnung) ist das Ergebnis der 
Ausführung des Einnahme- und Ausgabeplans einschließlich des 
Bestandsverzeichnisses. Überplanmäßige oder außerplanmäßige Ausgaben sowie 
Mehrausgaben sind zu erläutern. Die Darstellung der Einnahme- und 
Ausgaberechnung erfolgt entsprechend des Musters eines Einnahme- und 
Ausgabeplans für das Sondervermögen Kameradschaftskasse sowie des Musters 
eines Bestandsverzeichnisses für das Sondervermögen Kameradschaftskasse. 
Teilpläne der Abteilungen sind Bestandteil der Einnahme- und Ausgaberechnung.  
 
(2) Die Einnahme- und Ausgaberechnung ist innerhalb von drei Monaten nach 
Abschluss des Haushaltsjahres aufzustellen. 
 
(3) Die Kameradschaftskasse ist jährlich durch zwei Kassenprüferinnen oder 
Kassenprüfer zu prüfen, die von der Mitgliederversammlung aus ihrer Mitte für das 
laufende Kalenderjahr gewählt werden. Die Kassenprüferinnen oder Kassenprüfer 
dürfen nicht zum Wehrvorstand gehören. Die Prüfungsrechte nach § 116 der 
Gemeindeordnung sowie nach Kommunalprüfungsgesetz bleiben unberührt. 
 
(4) Über die vom Wehrvorstand vorzulegende Einnahme- und Ausgaberechnung 
beschließt die Mitgliederversammlung auf Antrag der Kassenprüferinnen oder der 
Kassenprüfer. 
 
(5) Die Einnahme- und Ausgaberechnung ist der Gemeindevertretung vorzulegen. 
 
 

§ 11 Aufbewahrung von Unterlagen 
 
Für die Aufbewahrung von Unterlagen sowie die Aufbewahrungsfristen gilt § 57 
Gemeindehaushaltsverordnung (GemHVO-Doppik) entsprechend. Die 
Aufbewahrung erfolgt bei der Gemeinde.  
 
 

§ 12 Schlussbestimmungen 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach Ihrer Bekanntmachung in Kraft.  
 
Bei Abweichungen von der Mustersatzung: 
 
Den Abweichungen von der Mustersatzung in den §§ ………. hat das Ministerium für 
Inneres und Bundesangelegenheiten des Landes Schleswig-Holstein nach § 42 
Absatz 2 Nummer 2 des Gesetzes über den Brandschutz und die Hilfeleistungen der 
Feuerwehren (Brandschutzgesetz – BrSchG), in der gültigen Fassung, mit Erlass 
vom ………. zugestimmt.  
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 
 



 

Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0847/2017/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Bauen und Liegenschaften Datum: 17.05.2017 

Bearbeiter: Jan-Christian Wiese AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

14.06.2017 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 28.06.2017 öffentlich 

 

Antrag auf Aufstellung eines Bebauungsplanes für eine Fläche zwischen 
der Pinneberger Chaussee und dem Siedlerweg 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
Die SPD-Fraktion hat den beigefügten Antrag auf Erstellung eines Bebauungsplanes 
eingereicht. Laut Antrag soll eine Fläche zwischen der Pinneberger Chaussee und 
dem Siedlerweg im Bereich Pinneberger Chaussee 60 überplant werden.  
 
Der Flächennutzungsplan weist diesen Teil der Gemeinde als Wohnbaufläche aus. 
Ein Bebauungsplan existiert derzeit nicht für diesen Bereich der Gemeinde. Die Flä-
che nimmt momentan am Innenbereich der Gemeinde teil. Jegliches Bauvorhaben 
unterliegt daher dem Einfügegebot des § 34 BauGB. 
 
Die Gemeinde hat die Planungshoheit inne.    
 
 
 
Finanzierung: 
Entsprechende Planungskosten müssten im Haushalt eingeplant werden.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
entfällt 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Bau- und Umweltausschuss empfiehlt / Die Gemeindevertretung beschließt, für 
die Flurstücke 89/64, 34/25 und 34/26 der Flur 7, gelegen zwischen der Pinneberger 
Chaussee und dem Siedlerweg einen Bebauungsplan aufzustellen.     
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__________________ 
Karl-Heinz Weinberg 
   (Bürgermeister) 
 
 
 
Anlagen: - Antrag der SPD-Fraktion 
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0860/2017/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Bauen und Liegenschaften Datum: 31.05.2017 

Bearbeiter: Jan-Christian Wiese AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

14.06.2017 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 28.06.2017 öffentlich 

 

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 23 "Münsterweg" für die 
Erweiterung des Geltungsbereiches zwischen den Straßen Münsterweg 
und Klöterbarg; hier: Aufstellungsbeschluss 
 
Sachverhalt Stellungnahme der Verwaltung: 
Es ist ein Investor an die Gemeinde Moorrege herangetreten. Er bittet um die Über-
planung einer Fläche zwischen dem Klöterbarg und dem Münsterweg. Die Fläche ist 
im beigefügten Lageplan ersichtlich. Derzeit befinden auf der Fläche Klöterbarg 4 - 6 
ein Wohnhaus, eine Fahrzeughalle sowie weitere Lagerräume. Diese dienten einem 
Baumschulbetrieb. Der Baumschulbetrieb existiert nicht mehr. 
 
Die Antragsteller möchten auf der Fläche insgesamt drei Gebäude errichten. Diese 
Gebäude sollen über 5 bzw. ein Gebäude über 10 Wohnungen verfügen. Die Ge-
bäudetypen sind in den als Anlage dargestellten Entwürfen ersichtlich. Diese Gebäu-
de können nicht ohne Bebauungsplan errichtet werden. U.a. ist die Errichtung auf-
grund der Bebauungstiefe in der aktuellen Situation nicht möglich.  
 
Ein möglicher Bebauungsplan kann die Festsetzungen des unmittelbar südlich an-
grenzenden Bebauungsplanes Nr. 23 „Münsterweg“ aufnehmen. Dieser Bebauungs-
plan ermöglicht die Errichtung von Gebäuden mit einer Firsthöhe von maximal 12 m. 
Allerdings wird gleichzeitig eine Beschränkung auf ein Vollgeschoss vorgenommen. 
Zudem sieht er die Errichtung von Gebäuden mit einer Grundflächenzahl von 0,25 
vor. Der vorgelegte Bebauungsentwurf für die nördlich an den Plangeltungsbereich 
des Bebauungsplanes Nr. 23 angrenzende Fläche greift diese Festsetzungen auf. 
Insbesondere die maximale Höhe wird nicht überstiegen. Daher drängt sich eine Er-
weiterung des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 23 „Münsterweg“ auf. 
 
 
 
Finanzierung: 
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Die Planungskosten für die Aufstellung eines Bebauungsplanes sind von dem Inves-
tor zu tragen. Es ist eine entsprechende vertragliche Vereinbarung zu treffen.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
entfällt 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Bau- und Umweltausschuss empfiehlt / Die Gemeindevertretung beschließt, den 
Bebauungsplan Nr. 23 „Münsterweg“ zu ändern und den Plangeltungsbereich zu er-
weitern (1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 23). 
 
Die Änderung soll eine Angleichung der zulässigen Bebauung in der Straße Klöter-
barg an die vorgegebene Bebauung im Münsterweg ermöglichen. Die Flurstücke 
25/5, 225/24 und 224/25 der Flur 10 sind in den Plangeltungsbereich einzubeziehen. 
 
Der Aufstellungsbeschluss ist nach § 2 Abs. 1 S. 2 BauGB ortsüblich bekannt zu ma-
chen. 
 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 23 wird nach § 13 BauGB im vereinfach-
ten Verfahren durchgeführt. 
 
Von der frühzeitige Unterrichtung und Erörterung nach § 3Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
BauGB wird gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB abgesehen. 
 
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Karl-Heinz Weinberg 
   (Bürgermeister) 
 
 
 
Anlagen:  - Anlage 1: Entwürfe der beabsichtigten Bebauung 
  - Anlage 2: Lageplan samt Darstellung des Geltungsbereiches des  
           Bebauungsplanes Nr. 23 „Münsterweg“  
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0864/2017/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Bauen und Liegenschaften Datum: 15.06.2017 

Bearbeiter: Jan-Christian Wiese AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Gemeindevertretung Moorrege 28.06.2017 öffentlich 

 

2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 21 für das Gebiet südlich der 
Pinnau, westlich der Moorreger Chaussee (B 431), einschließlich des 
nördlichen Teilbereiches der Moorreger Chaussee und nördlich des 
Werftweges 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
Der Eigentümer des Flurstückes 172/5 der Flur 6 ist an die Gemeinde herangetreten. 
Er möchte zwischen dem Werftweg und der vorhandenen Halle ein Bürogebäude 
errichten (siehe Anlage 2). 
 
Diese Fläche ist vom Bebauungsplan Nr. 21 überplant. Dieser Bebauungsplan sieht 
eine Baugrenze auf dem Flurstück vor. Diese befindet sich in Höhe des derzeit be-
stehenden Gebäudes. Die davor gelegenen Bereiche des Flurstückes sind deshalb 
derzeit nicht bebaubar. Um eine Bebauung auf diesem Grundstücksanteil zu ermög-
lichen, ist eine Änderung des Bebauungsplanes erforderlich. Bei dieser Änderung 
kann die Baugrenze in Richtung Werftweg verschoben werden. Auf diese Weise 
kann das Bürogebäude an der vorgesehenen Stelle errichtet werden. 
 
Alle Mitarbeiter sollen über die Zuwegung von der Moorreger Chaussee, Höhe Lidl, 
zu den Flächen am Werftweg gelangen. Lediglich die Besucherparkplätze sollen vom 
Werftweg aus erreichbar sein. 
 
Die Änderung des Bebauungsplanes kann nach § 13 a BauGB im beschleunigten 
Verfahren aufgestellt werden. Demnach kann auf eine frühzeitige Beteiligung und auf 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung verzichtet werden.   
 
 
 
Finanzierung: 
Die Kosten des Verfahrens sind vom Investor zu tragen. Hierzu wird separat ein 
städtebaulicher Vertrag geschlossen.  
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Fördermittel durch Dritte: 
entfällt 
 
 
Beschlussvorschlag: 

Die Gemeindevertretung beschließt, den Bebauungsplan Nr. 21 für das Gebiet 
südlich der Pinnau, westlich der Moorreger Chaussee (B 431), einschließlich 
des nördlichen Teilbereiches der Moorreger Chaussee und nördlich des 
Werftweges zu ändern (2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 21). 
 
Die Änderung soll eine Erweiterung der bebaubaren Flächen am Werftweg vor dem 
im Mischgebiet vorhandenen Flächen ermöglichen. Hierzu soll die Baugrenze auf 
dem Flurstück 172/5 der Flur 6 angepasst werden. 
 
Der Aufstellungsbeschluss ist nach § 2 Abs. 1 S. 2 BauGB ortsüblich bekannt zu ma-
chen. 
 
Die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 21 wird nach § 13 a BauGB im beschleu-
nigten Verfahren durchgeführt. 
 
Von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach § 3 Abs. 1 und § 4 Abs. 1 
BauGB wird gemäß § 13 a Abs. 2 i.V.m. § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB abgesehen. 
  
 
 
 
 
 
 
_________________ 
Karl-Heinz Weinberg 
    (Bürgermeister) 
 
 
 
Anlagen:  - Anlage 1: Auszug aus dem Bebauungsplan Nr. 21 
  - Anlage 2: Ansicht der Erweiterung des ansässigen Betriebes 
  - Anlage 3: Lageplan  
 
 
 



Auszug aus dem Bebauungsplan Nr. 21 
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Amt Moorrege
Amtsstraße 12
25436 Moorrege

nicht amtlicher Kartenauszug

Datenauszug

0 0,16
km

Erstellt für Maßstab 1:1.500

Ersteller
Erstellungsdatum 15.06.2017

ALKIS © Landesamt für Vermessung und Geoinformation
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Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0862/2017/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Bauen und Liegenschaften Datum: 06.06.2017 

Bearbeiter: Jan-Christian Wiese AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Finanzausschuss der Gemeinde Moorrege 21.06.2017 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 28.06.2017 öffentlich 

 

Erwerb eines Containers als Abstellraum für die Grundschule 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
An der Grundschule wurde im März ein Container aufgestellt. Er dient als zusätzli-
cher Abstellraum. Der Container wurde zunächst als Mietcontainer bestellt. Es be-
stand die Hoffnung, dass nach Fertigstellung der Erweiterung der Betreuungsschule 
kein Bedarf mehr an dem Container bestehen wird. Die Schulleitung ist an die Ge-
meinde herangetreten, mit der Bitte, den Container langfristig an der Schule zu hal-
ten. Der Abstellraum wird laut Aussage der Schule dringend benötigt. 
 
Die Verwaltung hat ein Angebot zur Übernahme des Containers eingeholt. Es beläuft 
sich auf 6.997 €.   
 
 
 
Finanzierung: 
Die notwendigen Mittel in Höhe von 7.000 € müssen in den Haushalt eingestellt wer-
den.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
entfällt 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Finanzausschuss empfiehlt / Die Gemeindevertretung beschließt, einen Contai-
ner für die Grundschule käuflich zu erwerben. Hierfür sind Haushaltsmittel in Höhe 
von 7.000 € bereit zu stellen.  
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__________________ 
Karl-Heinz Weinberg 
 
 
 
Anlagen: - 
 
 
 



 

Gemeinde Moorrege 
 
 

Beschlussvorlage 
 

Vorlage Nr.: 0858/2017/MO/BV 
 
 

Fachbereich: Bauen und Liegenschaften Datum: 24.05.2017 

Bearbeiter: Jan-Christian Wiese AZ:  

 
 

Beratungsfolge Termin Öffentlichkeitsstatus 

Bau- und Umweltausschuss der Gemeinde 
Moorrege 

14.06.2017 öffentlich 

Gemeindevertretung Moorrege 28.06.2017 öffentlich 

 

Antrag auf Erstellung eines Gemeindeentwicklungsplanes 
 
Sachverhalt und Stellungnahme der Verwaltung: 
Die SPD-Fraktion beantragt, ein Gemeindeentwicklungskonzept aufzustellen. 
 
Ein derartiges Konzept zeichnet sich zunächst durch eine Situationsanalyse der Ge-
meinde samt umfassender Bestandsaufnahme aus. Anschließend werden Entwick-
lungsziele der Gemeinde definiert. Diese Ziele können unterschiedlich gelagert sein. 
Aus diesen Zielen sollen letztendlich konkrete Handlungskonzepte für die Gemeinde 
entstehen. 
 
In aller Regel liegen die Schwerpunkte derartiger Pläne bei der weiteren baulichen 
Entwicklung, der verkehrlichen Entwicklung, der Bevölkerungsentwicklung und bei 
der Betrachtung der gemeindlichen Einrichtungen. 
 
 
 
Finanzierung: 
Entsprechende Mittel sind in einem Nachtragshaushalt bereitzustellen.  
 
 
Fördermittel durch Dritte: 
Es existiert die Richtlinie zur Förderung der integrierten ländlichen Entwicklung in 
Schleswig-Holstein des Ministeriums für Energiewende, Landwirtschaft, Umwelt und 
ländliche Räume. Auf Grundlage dieser Richtlinie ist es möglich, Fördergelder für die 
Erarbeitung eines Gemeindeentwicklungskonzeptes zu beantragen. 
 
 
Beschlussvorschlag: 
Der Bau- und Umweltausschuss empfiehlt / Die Gemeindevertretung beschließt, kei-
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nen Gemeindeentwicklungsplan aufzustellen. 
 
Der Bau- und Umweltausschuss empfiehlt / Die Gemeindevertretung beschließt, ei-
nen Gemeindeentwicklungsplan aufzustellen.  
 
 
 
 
 
 
__________________ 
Karl-Heinz Weinberg 
   (Bürgermeister) 
 
 
 
Anlagen: Antrag der SPD-Fraktion sh. Anlage zu TOP 4 (Vorlage 
0847/2017/MO/BV)  
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